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Am 28. Januar 1972 
führte eine Minister-
präsidentenkonferenz 

auf Initiative von Bundeskanz-
ler Willy Brandt, SPD, mit dem 
»Radikalenerlass« die Verfas-
sungsschutzüberprüfung von 
Bewerbern für den öffentlichen 
Dienst und die Praxis der Be-
rufsverbote ein. 
Was bedeutete das 
für die DKP, deren 
Mitglieder und 
Sympathisanten 
ja im besonderen 
Maße betroffen 
waren?

Das war schon eine 
sehr drastische Maß-
nahme im Rahmen 
der in unserem Land 
immer wiederkehren-
den Kommunistenver-
folgung. Etwas mehr 
als dreieinhalb Jahre, 
nachdem wir nach 
dem verfassungswidrigen KPD-Ver-
bot unsere Legalität zurückgewon-
nen hatten, wurden wir nun erneut 
offiziell staatlich verfolgt. Unsere 
Mitglieder konnten wieder bespit-
zelt und ausgehorcht werden. Und 
zumindest im öffentlichen Dienst 
wurde ihnen ihre berufliche Exis-
tenz genommen. Damit wurde si-
gnalisiert: Kommunisten leben in 
der Bundesrepublik nur in einer 
Halblegalität. Ich komme ja selbst 
nicht aus einem kommunistischen 
Elternhaus, und als ich mich als 
Jugendlicher der SDAJ und DKP 
angeschlossen hatte, stand da bei 
meiner Familie die Frage im Raum: 
Was machst du denn, wenn sie euch 
jetzt wieder ganz verbieten?

War denn die DKP für den 
Staat so gefährlich, dass ihre 
Mitglieder nicht einmal als 
Briefträger arbeiten durften?

Wir waren damals natürlich nicht 
in einer Situation, in der die Herr-
schenden aufgrund unserer Existenz 
eine soziale Revolution befürchtet 
haben. Doch in den 70er Jahren wa-
ren es ja im Gefolge der 68er en 
vogue, links zu sein. Und das wollte 
man schon im Keim ersticken. Es 
sollte schon deutlich gemacht wer-
den: Passt auf! Den Kommunisten 
gehen wir an den Kragen und allem, 
was in diese Richtung geht. Der 
»Radikalenerlass« zielte also auf 
weitaus mehr als nur die direkt Be-
troffenen. Er sollte das gesellschaft-
liche Klima verändern. Und das hat 
er auch geschafft.

Was bedeutete es für die Be-
troffenen konkret, wenn sie 
ihrem Beruf nicht mehr nach-
gehen durften?

Das hieß für viele, dass sie etwa 
als Lehrer, Postboten oder 

Lokomotivführer gar keinen Beruf 
mehr hatten, denn Post und Bun-
desbahn waren ja damals noch völ-
lig in staatlicher Hand. Und es gab 
höchstens im Bildungsbereich noch 
private Geschichten. Da war deine 
Ausbildung plötzlich völlig unnütz, 
du konntest in deinem erlernten Be-
ruf nichts mehr machen. Im Bil-

dungsbereich hieß es 
manchmal, na gut, wir 
nehmen dich als An-
gestellten, aber nicht 
als Beamten. Das hat-
te dann entsprechende 
finanzielle Nachteile. 
Und auch während der 
Zeit der prozessualen 
Auseinandersetzung 
waren die Betroffenen 
ja nicht in Lohn und 
Brot. Das ist ein bis 
heute bei der Rente 
nachwirkendes Un-
recht, das nie ausgegli-
chen worden ist.

Nach 1990 gab es ja eine neue 
Welle von Berufsverboten 
gegen Zehntausende Ost-
deutsche, denen »Staatsnähe« 
zur DDR vorgeworfen wurde. 
Sehen Sie hier eine Kontinui-
tätslinie?

Absolut. Mit dem sogenannten Ra-
dikalenerlass hat man in der alten 
Bundesrepublik diejenigen verfolgt, 
die über eine sozialistische Alterna-
tive nachdachten und für sie kämpf-
ten. Und im Gefolge der Annexion 
hat man all diejenigen verfolgt, die 
in der DDR an einer sozialistischen 
Alternative mit gebaut haben. Das 
Damoklesschwert der Berufsverbo-
te schwebt bis heute genauso über 
allen Linken wie das immer noch 
fortgeltende KPD-Verbot.

Im Ampelkoalitionsvertrag 
wurden Maßnahmen gegen 
»Extremisten« im Staatsap-
parat vereinbart. Droht hier 
unter dem Vorwand, gegen 
Faschisten in Bundeswehr und 
Polizei vorzugehen, eine Stär-
kung des Verfassungsschutzes 
und womöglich eine Neuaufla-
ge des »Radikalenerlasses«?

Ausschließen möchte ich das nicht. 
Und offensichtlich gibt es jetzt 
Überlegungen in einigen Bundes-
ländern, die Regelanfrage an den 
Verfassungsschutz wieder einzufüh-
ren. Dabei hat sich der Verfassungs-
schutz über die ganze Geschichte 
der Bundesrepublik als Ziehvater 
von Faschisten entpuppt. Mit die-
sem Geheimdienst wird es immer 
nur die Verfolgung von Linken ge-
ben. Alles andere ist nur ein Fei-
genblättchen. Unsere ganz zentrale 
Forderung ist darum die Auflösung 
des Verfassungsschutzes.

 Interview: Nick Brauns

Noch immer kein Präsident  
in Italien gewählt
Rom. Die italienischen Parlamentarier 
und Regionenvertreter haben auch am 
vierten Tag der Wahl zum neuen Staats-
präsidenten keinen Sieger gefunden. 
Obwohl am Donnerstag erstmals nicht 
mehr die Zweidrittel-, sondern nur noch 
die absolute Mehrheit der insgesamt 
1.009 Stimmen nötig gewesen wäre, 
kam niemand auf mindestens 505 Stim-
men. Damit geht es an diesem Freitag in 
den nächsten Wahlgang auf der Suche 
nach einem Nachfolger oder einer Nach-
folgerin für Amtsinhaber Sergio Matta-
rella. Die Lager von »Mitte-rechts« und 
»Mitte-links« verhandelten am vierten 
Abstimmungstag weiter intensiv über 
mögliche Kandidaten.  (dpa/jW)

Donbass: »Volksrepublik« 
will Waffen von Moskau
Moskau. Vertreter der international nicht 
anerkannten »Volksrepublik« Donezk 
im Donbass haben Russland um die 
Ausstattung mit modernen Waffen ge-

beten. Regierungschef Denis Puschilin 
beklagte laut einem Bericht der Nach-
richtenagentur RIA Nowosti vom Don-
nerstag »Schwachstellen« in der Be-
waffnung. Demnach verwies Puschilin 
auf westliche Waffenlieferungen an die 
ukrainische Armee in den vergangenen 
Tagen. »Wir müssen ›Bayraktar‹ ent-
gegentreten«, sagte Puschilin im russi-
schen Fernsehen mit Blick auf türkische 
Kampfdrohnen, die Ankara im vergan-
genen Jahr an die Ukraine geliefert hat-
te.  (AFP/jW)

Rekordumsätze für  
deutsche Monopole
Düsseldorf. Deutsche Großkonzerne 
können sich zu den Krisengewinnern 
rechnen. Wie der Chef des Rüstungskon-
zerns Rheinmetall, Armin Papperger, 
gegenüber der Wirtschaftswoche jubelte, 
erwarte die Waffenschmiede nach einem 
Rekordumsatzjahr 2021 »beim Umsatz 
und operativen Ergebnis« in diesem 
Jahr noch eine Steigerung. Die Deut-
sche Bank erzielte gar ihr bestes Jahres-
ergebnis seit zehn Jahren, vermeldete 

das Geldinstitut am Donnerstag. Die 
Deutsche Bank konnte ihren Gewinn im 
Vergleich zum Vorjahr demnach verdrei-
fachen und erzielte vor Steuern einen 
Gewinn von rund 3,4 Milliarden Euro. 
 (jW)
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Immunitätsentzug für  
AfD-Chef Meuthen möglich
Brüssel. Die Aufhebung der Abgeordne-
tenimmunität des AfD-Politikers Jörg 
Meuthen ist näher gerückt. Am Don-
nerstag hat der Rechtsausschuss des EU-
Parlaments für den Immunitätsentzug 
des Abgeordneten gestimmt, sagte ein 
Mitarbeiter des Parlaments. Damit wird 
die Einleitung eines Ermittlungsverfah-
rens durch die Staatsanwaltschaft Berlin 
wegen illegaler Parteispenden gegen den 
AfD-Bundesvorsitzenden wahrscheinli-
cher. Nun muss noch das Plenum darü-
ber abstimmen, das mit einfacher Mehr-
heit über den Entzug der Abgeordneten-
immunität entscheidet. Die Abstimmung 
ist für die Plenarwoche vom 14. bis zum 
17. Februar vorgesehen.  (AFP/jW)

NACHRICHTEN

Am 77. Jahrestag der Befreiung des Konzentrations- und Vernichtungslagers  Auschwitz 

durch die Rote Armee wurde in zahlreichen Ländern an die Massenverbrechen des deutschen Faschismus und insbesondere an 

die Ermordung von mehr als sechs Millionen jüdischen Menschen erinnert. Im Kapitelsaal der Kathedrale im britischen York wur-

den Kerzen entzündet, die in Form eines Davidsterns angeordnet waren. Auch auf dem Gelände des einstigen Vernichtungslagers 

Auschwitz fand eine Gedenkveranstaltung statt, an der pandemiebedingt nur wenige Menschen teilnahmen.  (dpa/jW)

Vertrauliche Post für Moskau
Sicherheitsbedenken: Russland unzufrieden mit Antwort von USA und NATO

Russland sieht seine Sicher-
heitsbedenken von den USA 
und dem Kriegsbündnis 

NATO nicht in genügendem Maße an-
erkannt. Das erklärte am Donnerstag 
der Sprecher des russischen Präsiden-
ten, Dmitri Peskow, mit Blick auf die 
einen Tag zuvor eingegangene Antwort 
auf diesbezügliche Vorschläge Mos-
kaus, wie die russische Nachrichten-
agentur TASS berichtete. USA und 
NATO hätten Russland gebeten, das 
Schreiben nicht öffentlich zu machen, 
sagte Peskow, »und vielleicht sollte 
man das jetzt wirklich nicht tun«.

Auch der Außenminister Russlands, 
Sergej Lawrow, sagte, es gebe in dem 
Dokument »keine positive Reaktion 
auf das Hauptthema«. Dies sei die 
»Unzulässigkeit der weiteren Ost-
erweiterung der NATO und der Statio-
nierung von Rüstungsgütern, die das 

Territorium der Russischen Föderation 
bedrohen könnten«. Gleichwohl lasse 
die Antwort erwarten, dass ein »ernst-
haftes Gespräch« beginnen könne, »al-
lerdings über zweitrangige Themen«.

Am Mittwoch hatten USA und 
NATO ihre Antworten auf die von Russ-
land im vergangenen Monat formu-
lierten Forderungen nach Sicherheits-
garantien übergeben. Eine Absage an 
die NATO-Mitgliedschaft der Ukraine 
werde zurückgewiesen, erklärte Außen-
minister Antony Blinken in Washing-
ton. Man habe aber einen »ernsthaften 
diplomatischen Pfad« abgesteckt, um 
den »Ukraine-Konflikt« zu lösen.

NATO-Generalsekretär Jens Stol-
tenberg sagte dazu in Brüssel, die Alli-
anz reiche Russland »erneut die Hand, 
um zu versuchen, den Weg des Dialogs 
fortzusetzen und eine politische Lö-
sung zu finden«. Die NATO sei jedoch 

»auf das Schlimmste vorbereitet«, füg-
te Stoltenberg hinzu.

Unterdessen hat auch die Volksrepu-
blik China Washington aufgefordert, 
dass die legitimen Sicherheitsbeden-
ken Russlands »ernst genommen und 
gelöst« werden. Chinas Außenminis-
ter Wang Yi mahnte in einem Telefonat 
mit Blinken alle Parteien zur Zurück-
haltung, wie die Nachrichtenagentur 
Xinhua am Donnerstag berichtete.

Zum weiteren Vorgehen erklär-
te Peskow, dass Russlands Präsident 
Wladimir Putin die Antwort von USA 
und NATO erhalten habe und es »et-
was Zeit braucht, sie zu analysieren«. 
USA und EU hätten einen Monat ge-
braucht, um Russlands Vorschläge zu 
prüfen. »Erwarten wir also keine so-
fortige Reaktion von uns«, so der russi-
sche Präsidentensprecher.

 Matthias István Köhler
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»Kommunisten 
leben nur in 
Halblegalität«
Vor 50 Jahren wurde »Radikalenerlass« 
beschlossen. Damoklesschwert der 
Berufsverbote schwebt bis heute über 
allen Linken. Ein Gespräch mit Patrik Köbele

Patrik Köbele trat 1978 in 
die Deutsche Kommunis-

tische Partei (DKP) ein 
und ist seit 2013 ihr Vor-

sitzender

Weltweites Gedenken.
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